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Entschließungsantrag 

der Fraktion der SPD 


zum Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksachen 11/6400, 11/6762, 11/6775 - 


Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan 
(Nachtragshaushaltsgesetz 1990) 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Nachtragshaushalt 1990 wird den grundlegend veränderten 

Gegebenheiten in Deutschland und Europa und den aktuellen 

sozialen Herausforderungen nicht gerecht. 

Der Nachtragshaushalt 1990 bietet insbesondere keine Lösungs- 
ansätze für 

— die bevorstehenden großen Aufgaben auf dem Weg zur deut- 
schen Einheit, 

— die dringend gebotene Anpassung an die völlig veränderte 
Sicherheitslage in Europa, 

— die Lösung der vordringlichen sozialen Probleme in der Bun- 
desrepublik Deutschland. 

1. Die Bundesregierung hat den Menschen in der DDR während 
des Wahlkampfes schnelle und umfassende Hilfe versprochen. 
Dazu gehören der Aufbau sozialer Sicherungssysteme, die För- 
derung der wirtschaftsnahen Infrastruktur und des Technolo- 
gietransfers, Hilfen für den Umweltschutz und zur Altlasten- 
sanierung, Maßnahmen zum Verbraucherschutz, der Ausbau 
der Verkehrs- und Kommunikationssysteme sowie Maßnah- 
men zur Arbeitsförderung, wie Qualifizierung, Umschulung 
und Weiterbildung der Arbeitnehmer. Zur sozialen Flankie- 
rung der vorgesehenen Währungsunion gehört insbesondere 
auch eine sofortige Regelung einer Anschubfinanzierung bei 
Renten und Arbeitslosenversicherung in der DDR. 

Der Nachtragshaushalt läßt keine konzeptionellen Ansätze zur 
Einlösung dieser Versprechen und ihrer soliden Finanzierung 
erkennen. 
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Die Bundesregierung wird deshalb aufgefordert, im Zusam- 
menhang mit der deutschen Einheit 

— die Größenordnung der Haushaltsbelastungen offenzulegen 
und 

— ein solides Finanzierungskonzept dafür 
vorzulegen. 

2. Der Nachtragshaushalt 1990 muß der neuen sicherheitspoli- 
tischen Lage in Europa Rechnung tragen. Mit den politischen 
Reformen in den Staaten des Warschauer Vertrages, mit dem 
eingeleiteten Prozeß der Vereinigung der beiden deutschen 
Staaten und mit der erklärten und in laufenden Verhandlungen 
ausgedrückten Absicht aller an der Konferenz für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa beteiligten Staaten, die Ab- 
rüstung voranzubringen und vertrauensbildende militärische 
Strukturen als Voraussetzung einer neuen und dauerhaften 
europäischen Friedensordnung zu schaffen, hat sich die sicher- 
heitspolitische Lage in Europa geändert. Die zur Gewährlei- 
stung der äußeren Sicherheit erforderlichen Verteidigungsvor- 
kehrungen können und müssen auf niedrigerem Niveau neu 
bestimmt werden. Die veränderte sicherheitspolitische Lage 
einerseits und der erhebüche Finanzbedarf zur Überwindung 
der Teilung Deutschlands und zur Bewältigung der sozialen 
Probleme bei uns und in der Dritten Welt andererseits erfordern 
eine umfassende Korrektur der Verteidigungspolitik. Dabei ist 
bereits jetzt eine wesentüch weitergehende Kürzung des Ver- 
teidigungshaushalts möglich. Über die im Nachtragshaushalt 
1990 vorgesehene Kürzung von 0,5 Mrd. DM hinaus ist eine 
Verringerung der Ausgaben um weitere 3,5 Mrd. DM und eine 
Rückführung der Verpfhchtungsermächtigungen für neue 
Großvorhaben um 5 Mrd. DM geboten. Insbesondere sind mili- 
tärische Beschaffungs-, Forschungs- und Entwicklungsvor- 
haben für offensivfähige Waffensysteme einschl. des Jagdflug- 
zeuges 90 zu stoppen. Mannöver sind drastisch einzuschrän- 
ken-, die Tiefflüge sind vollständig und sofort einzustellen. Die 
Dauer des Grundwehrdienstes ist auf zwölf Monate zu begren- 
zen. Im Rahmen der weiter erforderlichen Reduzierung der Per- 
sonalstärke der Bundeswehr wird ein Konzept für die regionale 
Strukturpolitik zugunsten der betroffenen Gebiete in der Bun- 
desrepublik Deutschland erforderlich. Dabei sind die dafür 
erforderlichen Mittel in erster Linie aus dem Verteidigungs- 
haushalt zu erwirtschaften. Der Nachtragshaushalt 1990 muß 
die haushaltsmäßigen Voraussetzungen für ein solches Kon- 
zept schaffen. 

3. Über die umfangreichen Aufgaben im Zusammenhang mit der 
Vereinigung Deutschlands dürfen die sozialen Probleme in der 
Bundesrepublik Deutschland nicht in Vergessenheit geraten. 
Die Ansätze im Bundeshaushalt 1990 zur Belebung des Woh- 
nungsbaus sind in Anbetracht von 1,7 Milhonen fehlenden 
Wohnungen unzureichend und werden durch die gegenwär- 
tige Zinsentwicklung weitgehend unterlaufen. Die Lage auf 
dem Wohnungsmarkt ist das Ergebnis falscher Prognosen und 
einer ideologisch orientierten Wohnungsbaupolitik der Bun- 
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desregierung, die damit die Verantwortung für den Kapazitäts- 
abbau der vergangenen Jahre in der Bauwirtschaft trägt. Die 
Bundesregierung hat das Problem durch zu späte Hilfen für die 
DDR und die anhaltende Förderung der Übersiedlung weiter 
verschärft. Die Bundesregierung muß ihre politische Verant- 
wortung für die neue Wohnungsnot durch eine weitergehende 
Förderung des sozialen Wohnungsbaus, durch Finanzhilfen für 
den Städtebau und die Modernisierung von Wohnungen sowie 
durch eine Umgestaltung der steuerlichen Förderang selbstge- 
nutzter Wohnungen zugunsten von Beziehern kleiner und mitt- 
lerer Einkommen gerecht werden. 

Um bei der gegenwärtig angespannten Situation am Baumarkt, 
Kapazitäten für den Wohnungsbau freizumachen, müssen die 
öffentlichen Hände eigene Hochbauvorhaben soweit wie mög- 
lich zurückstellen. 

4. Das Problem der Massenarbeitslosigkeit hat sich nicht spürbar 
verringert. Insbesondere zur Überwindung der andauernden 
Langzeitarbeitslosigkeit sind besondere Programme mit regio- 
nalen Schwerpunkten erforderlich. Dem auftretenden Fach- 
arbeitermangel ist durch Qualifizierungsmaßnahmen für Ar- 
beitslose zu begegnen. Hierfür sind die Kürzungen bei den 
Qualifizierungsmaßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit zu- 
rückzunehmen und die Weiterbildungsmaßnahmen deutlich 
auszuweiten. 

5. Bei der Bewältigung dieser Aufgaben wird der Bundeshaushalt 
in den nächsten Jahren in großem Umfang in Anspruch genom- 
men. Finanzpolitische Solidität ist daher unverzichtbar. Die 
Pläne der Bundesregierung für eine Steuersenkung für Spit- 
zenverdiener und Unternehmen im Umfang von 25 Milliarden 
DM sind haushaltspolitisch nicht verantwortbar, wirtschafts- 
politisch nicht begründbar und sozialpolitisch nicht verträglich. 
Sie erhärten den Verdacht, daß die Bundesregierung wiederum 
Steuersenkungen für Spitzenverdiener durch eine Erhöhung 
der Verbrauchsteuern, insbesondere der Mehrwertsteuer, 
finanzieren will. Dies würde die Umverteilungspolitik der letz- 
ten Jahre auf die Spitze treiben. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, endgültig auf die 
geplante Senkung der Unternehmensteuern zu verzichten. 

6. Es ist unverantwortlich, den vorliegenden Nachtragshaushalt 
1990 fast ausschließlich über neue Schulden zu finanzieren. 
Angesichts der steigenden Zinsquote im Bundeshaushalt und 
der gegenwärtigen Anspannung der Kapitalmärkte darf die 
bisherige Schuldenpolitik nicht fortgesetzt werden. Es ist ferner 
unverantwortlich, daß die Bundesregierung nicht den Weg 
geht, notwendige Ausgaben für die DDR durch Einsparungen - 
vordringlich im Verteidigungshaushalt -, Umschichtungen und 
Neustrakturierungen im Bundeshaushalt zu finanzieren. 

Bonn, den 28. März 1990 

Dr. Vogel und Fraktion 
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